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Vertrauen der Märkte und der Menschen  
zurückgewinnen! 

Gipfelergebnisse sind enttäuschend 

Europa befindet sich in einer institutionellen Krise und am Vorabend einer Rezession. 
Letzte Woche haben die Staats- und Regierungschefs wieder eine Chance verstreichen 
lassen, für die Menschen und die Märkte in Europa Klarheit zu schaffen. Zum wieder-
holten Male standen die Staats- und Regierungschefs im Krisenmanagement auf der 
Bremse. 

Unsere Vorschläge liegen auf dem 
Tisch 
Wir Sozialdemokraten fordern schon seit 
langem, weitgehende Reformen einzulei-
ten, und schlagen eine Umorientierung in 
der derzeitigen wirtschaftspolitischen 
Steuerung und Regulierung des Finanz-
sektors vor. Doch der Gipfel lehnte er-
neut die Einführung von Eurobonds, eine 
Banklizenz für den Euro-Rettungsschirm 
und eine stabilisierende Rolle der Euro-
päischen Zentralbank ab. Stattdessen 
beharrten vor allem Deutschland und 
Frankreich darauf, das bereits im Rah-
men des Stabilitätspakts ("Six-Pack") 
beschlossene Sparregime auch vertrag-
lich zu verankern. Dabei übersehen 
"Merkozy", was wir immer wieder beto-
nen: Maßnahmen zur Haushaltsdisziplin 
reichen bei weitem nicht aus, um Krisen-
ländern wieder auf die Beine zu helfen 
und die Schuldenkrise endlich einzu-
dämmen. Die deutsch-französischen 
Vorschläge wurden als Neuerfindung 
verkauft, dabei wird das Six-Pack schon 
angewendet, ohne dass dies die Speku-
lationen verhindert hätte. Was wir brau-
chen, ist ein Marshallplan als Wachs-
tumsinitiative für angeschlagene Euro-
Länder und die stärkere Regulierung des 
Finanzsektors. Unsere Vorstellungen 
dazu findet Ihr übrigens hier.  
 
26:1 – Großbritannien entfernt sich 
von der EU 
Der Beschluss des Europäischen Rates, 
neue Regeln in der Eurozone lediglich in 
einem zwischenstaatlichen Vertrag zu 
vereinbaren, ist bedauerlich. Besser 
wäre eine Änderung im Rahmen der 

EU-27 oder zumindest innerhalb des 
europäischen Primärrechts gewesen. 
Immerhin ist es gelungen, fast alle Län-
der mit an Bord zu bekommen. Es ist 
schade, dass sich die konservative briti-
sche Regierung zusehends von der EU 
entfernt. Dies ist allerdings eine Entwick-
lung, die wir schon lange beobachten. 
Premierminister Cameron muss jetzt 
sagen, was er will und ob er noch an 
Europa glaubt oder nicht. Die EU darf 
sich jedenfalls nicht von der britischen 
Regierung erpressen lassen. 
 
Demokratische Legitimation entschei-
dend 
Von großer Bedeutung wird aus unserer 
Sicht sein, wie die europäischen Instituti-
onen (vor allem das Europäische Parla-
ment) und die nationalen Parlamente in 
die Verhandlungen über den neuen zwi-
schenstaatlichen Vertrag einbezogen 
werden. Nur ein gemeinschaftliches, 
demokratisches Vorgehen ist hier akzep-
tabel. Deals zwischen Staats- und Regie-
rungschefs im Hinterzimmer können kein 
Mittel von europäischer Politik sein. 
Wenn Frau Merkel davon spricht, dass 
"Beobachter" des Europaparlaments 
eingeladen werden sollten, reicht das 
nicht aus. Vielmehr muss das Europäi-
sche Parlament als Co-Gesetzgeber die 
europäische Wirtschafts- und Haushalts-
politik mitgestalten. Wir SPD-
Europaabgeordneten werden uns für ein 
parlamentarisches Mitspracherecht ein-
setzen. Denn die Frage, wie wir gemein-
sam aus der Krise wachsen, hängt maß-
geblich von der Zustimmung der europä-
ischen Bevölkerung ab.  

http://www.spd-europa.de/fileadmin/content/documents/Broschueren/Europa_steht_auf_dem_Spiel/Europa_steht_auf_dem_Spiel_Internetversion.pdf
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Die Redaktion des Newsletters der SPD-
Europaabgeordneten wünscht euch frohe 
Weihnachten und einen guten Rutsch ins 

Jahr 2012 

Mitte Oktober hat die Kommission Vor-
schläge für die Zukunft der Strukturförde-
rung vorgelegt. Aktuell bekommt Bayern 
aus den Fonds knapp 900 Millionen 
Euro, davon rund zwei Drittel aus dem 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE). 
Unsere Fraktion hat mich zur Verhand-
lungsführerin für die EFRE-Verordnung 
ernannt.  
 
Die Vorschläge sehen eine Konzentrati-
on der Gelder auf bestimmte Ziele und 
Prioritäten vor, im Rahmen der EU2020-
Strategie (also: Wachstum, Beschäfti-
gung, Innovation, Klimawandel). Förder-
schwerpunkte sollen der Wandel zu 
kohlenstoffarmer Wirtschaft (also Ener-
gieeffizienz und Erneuerbare Energien), 
Innovation, und Unterstützung für kleine 
und mittlere Unternehmen werden. Für 
diese drei Bereiche sollen in Regionen 
wie Bayern 80% der EFRE-Gelder ver-
wendet werden. 
 
Zu wenig Flexibilität für Regionen 
Grundsätzlich finden wir Sozialdemokra-
ten die Konzentration auf bestimmte 
Ziele richtig. Für uns zählen dazu neben 
dem Klimawandel auch die Bereiche 
Arbeit, Demografie, Bildung und städti-
sche Entwicklung. Wir sind aber sehr 
skeptisch, was die konkrete Festlegung 
– inklusive Prozentvorgaben – angeht. 
Aus meiner Sicht müssen die Regionen 
flexibel genug bleiben, ihre eigenen 
Probleme anzugehen! Mit den jetzigen 
Vorschlägen werden die Gestaltungs-
Spielräume der Regionen doch sehr 
eingegrenzt. Wir wollen, dass eine Regi-
on wie Franken, die beispielsweise vom 
demografischen Wandel besonders 
betroffen ist, auf diese Probleme mit 
EFRE-Mitteln reagieren kann. Dafür 
können die verbleibenden 20% der Mittel 
zu wenig sein.  
 
Infrastruktur fördern 
Was wir als bayerische Europaabgeord-
nete ganz kritisch sehen: Reichere Regi-
onen (wie Bayern) sollen Investitionen in 
Infrastruktur-Einrichtungen in den Berei-
chen Umwelt, Kommunikation oder Ver-
kehr nicht mehr fördern dürfen. Das kann 
nicht sein – davon wäre zum Beispiel 
auch der Breitband-Ausbau betroffen. 
Für uns ist außerdem wichtig, dass die 
Kommunen frühzeitig und umfassend in 
alle Diskussionen einbezogen werden. 
Denn sie wissen am Besten, wo der 
Schuh drückt!    KW 
 

Winterlicher Stadtverkehr am Nachmittag 
bei einsetzender Dunkelheit. Ein PKW-
Fahrer biegt unvermittelt rechts ab. Ge-
schwindigkeit 50 km/h. Ein Motorradfah-
rer der rechts daneben weiter geradeaus 
fahren will, wird nicht mehr gesehen. 
Trotz unvermittelter Bremsung kollidiert 
er mit der Beifahrerseite des PKW. Dem 
Motorradfahrer fehlten rund 1,4 m 
Bremsweg, die ihn vor der Kollision ge-
rettet hätten. 1,4 m bei 50 km/h, die ein 
Anti-Blockiersystem (ABS) noch gege-
ben hätte. 
 
Daher war es der S&D-Fraktion bei den 
Beratungen im Ausschuss für Binnen-
markt und Verbraucherschutz,  im Rah-
men einer Verordnung, die neue Regeln 
für die Genehmigung und Marktüberwa-
chung von 2-, 3-, und 4rädrigen Fahr-
zeugen  schafft, besonders wichtig, dass 
der Einbau von ABS bei motorisierten 
Zweirädern über 50 cm3 für die Herstel-
ler verpflichtend wird. Eigentliches Ziel 
der Verordnung ist, einen Fahrzeugbe-
reich, der lange von umfassenden Rege-
lungen verschont geblieben ist, mit einer 
 

langfristigen Perspektive neu zu regeln 
und den Umweltanforderungen für PKW 
(aus 2008) anzunähern. Motorräder sind 
dabei schwerpunktmäßig betroffen. 
Durch die Verordnung können Fahr-
zeughersteller die Typengenehmigung 
 für ein Fahrzeugsystem, Komponenten 
oder technische Einheiten in einem Mit-
gliedstaat einholen, die dann europaweit 
ohne weitere Tests oder Genehmigun-
gen Gültigkeit besitzt. 
 
In den vergangenen Jahren hat es zwar 
europaweit weniger Tote im Straßenver-
kehr gegeben. Ungeachtet dessen ist die 
Zahl bei Motorradunfällen gleich geblie-
ben bzw. im letzten Jahr sogar leicht 
angestiegen. Untersuchungen zeigen, 
dass allein der Einbau von verbesserten 
Bremssystemen, konkret Anti-Blockier-
Systemen, eine Reduktion der Verkehrs-
toten um rund 20% bedeuten kann. Der 
verpflichtende Einbau von ABS soll da-
her für alle neuen Fahrzeugtypen ab 
2016 und alle Neufahrzeuge ab 2017 
gelten. KW 

So klein wie eine Kaffeetasse und rettet 500 
Menschenleben 

Anti-Blockiersysteme  
 

Die Steuerungseinheit eines ABS hat 
etwa die Größe einer Kaffeetasse und 
verhindert anders als beim Auto in 
erster Line ein Umkippen des Fahrers 
durch kontrollierte selbsttätige Ab-
bremsungen, so dass das Fahrzeug 
eine Geradeaus-Fahrt fortsetzen kann. 
Die Kosten liegen momentan bei 2% 
des gesamten Kaufpreises. 

Das Europäische Parlament hat in 
Straßburg mit großer Mehrheit den Be-
richt über die Überprüfung der Europäi-
schen Nachbarschaftspolitik (ENP) an-
genommen. Wir begrüßen das, denn 
unsere Zukunft hängt stark davon ab, 
was in unseren Nachbarländern südlich 
und östlich unserer Grenzen geschieht. 
Deshalb liegt es in unserem gemeinsa-
men Interesse, den Menschen dort Hoff-
nung für die Zukunft zu vermitteln und 
sie im Kampf für Demokratie, Freiheit 
und Wohlstand zu unterstützen. Hierbei 
wird die neue Europäische Nachbar-
schaftspolitik ein sehr wichtiges und 
notwendiges Instrument sein. 
 
Die Kommission hatte im Mai erklärt, auf 
die veränderte Situation, insbesondere in
 

den südlichen Anrainerstaaten der EU, 
reagieren zu wollen. Wir unterstützen 
dieses Vorhaben mit dem angenomme-
nen Bericht, bestehen aber auf klaren 
und überprüfbaren Regeln. Je mehr ein 
Land bei den Reformen vorankommt, 
Menschenrechte und Demokratie stärkt, 
desto intensiver soll es nun von der EU 
unterstützt werden. Wichtig sind uns 
insbesondere neue Partnerschaften 
zwischen Gewerkschaften, Nichtregie-
rungsorganisationen, Journalisten, Stu-
denten und Universitäten. Investitionen 
und Hilfen für Diktaturen darf es und wird 
es hingegen nicht mehr geben. Diktato-
ren wie Assad in Syrien müssen wissen, 
dass es für sie in Zukunft keinerlei Un-
terstützung mehr von der Europäischen 
Union geben wird.    WKD
 

Europäische Nachbarschaftspolitik braucht  
überprüfbare Regeln 
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EU-Fördermittel:  
Wir brauchen mehr 

Spielraum! 
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Im Europa von heute ist der Verkehr der 
einzige Wirtschaftszweig mit stetig stei-
genden CO2-Emissionen. Und trotz 
zahlreicher Maßnahmen sind noch im-
mer jährlich mehrere zehntausend Ver-
kehrstote zu beklagen. Das Europäische 
Parlament will das in den kommenden 
40 Jahren ändern. In ihrer Stellungnah-
me zum Weißbuch der EU-Kommission 
über einen einheitlichen europäischen 
Verkehrsraum äußerten die Europaab-
geordneten hierzu klare Vorstellungen. 
So genügte es den Europaabgeordneten 
nicht, dass die Kommission allein lang-
fristige Ziele bis 2030 oder gar 2050 
steckte. Man muss zwar klare Zukunfts-
visionen haben, diese müssen aber 
durch wohlüberlegte Zwischenschritte 
eingeleitet werden. Besonders die Emis-
sion von Klimagasen im Verkehr muss 
schrittweise reduziert werden und kann 
nicht in 20 oder gar 50 Jahren von einem 
Tag auf den nächsten geschehen. 

Besonders erfreulich ist, dass bei dem 
Bericht des Europäischen Parlaments 
neben dem Klimawandel auch andere 
Aspekte des Naturschutzes berücksich-
tigt wurden. Besonders im Hinblick auf 
die natürlichen Binnenschifffahrtstraßen 
(wie z. B. die Donau) ist dieser Aspekt 
von entscheidender Bedeutung. Zwar ist 
der Gütertransport auf dem Fluss schad-
stoffärmer als der auf der Straße, um-
fangreiche Veränderung an Flussläufen 
könnten jedoch auch verheerende Aus-
wirkungen auf das Ökosystem haben.  

 
Was die Verkehrssicherheit anbelangt, 
so fordert der Bericht die Kommission 
auf, konkrete Gesetzesinitiativen auf den  

Weg zu bringen, die Anzahl der Ver-
kehrstoten bis 2020 um die Hälfte zu 
verringern. Besonderes Augenmerk 
wurde hierbei auf den Schutz  schwa-
cher Verkehrsteilnehmer wie Kinder, 
Senioren und Behinderte gerichtet. 

Ein Wermutstropfen ist –  sowohl im 
Hinblick auf Sicherheit als auch auf Um-
weltschutz – der Abschnitt zu den Giga-
linern (bzw. Lang-LKWs). Gemäß dem 
Bericht des Parlaments soll deren Ein-
satz im Straßenverkehr den Mitgliedstaa-
ten unterliegen. Die sozialdemokratische 
Fraktion hat sich entschieden gegen 
diese Position gestellt und ist weiterhin 
der Meinung, dass diese Fahrzeuge die 
Infrastruktur zu sehr belasten, ein großes 
Sicherheitsrisiko darstellen und die Ent-
wicklung des Gütertransports auf der 
Schiene weiter abbremsen.  
 
Ein wichtiger Teil des Berichtes befasste 
sich mit der europäischen Verkehrspla-
nung für die kommenden Jahrzehnte. 
Ein erster – sehr großer – Schritt in diese 
Richtung ist der kürzlich veröffentlichte 
Kommissionsvorschlag für die transeu-
ropäischen Netze im Bereich Verkehr 
(kurz: TEN-V). Über die kommenden 
Jahre werden sich Parlament und Rat 
auf der Basis dieses Vorschlags über 
den Ausbau und die Verbesserung ge-
samteuropäischer Verkehrsprojekte 
einigen. In Anlehnung an das Weißbuch 
gibt der Vorschlag den umweltfreundli-
chen Verkehrsträgern (und vor allem der 
Schiene) Vorrang und sieht eine verbes-
serte grenzübergreifende Vernetzung 
von Lappland bis nach Sizilien und von 
Dublin bis Athen vor. IE 
 

Europas Mobilität der Zukunft ist  
effizient, sicher und sauber 

  Parlament beschließt Fahrplan für Europas Verkehr bis 2050 

Eigentlich sollten zum 01. Januar 2012 
alle Eier der Kategorie 3 (aus Käfighal-
tung) aus den Supermarktregalen ver-
schwinden. Obwohl die entsprechende 
Richtlinie bereits 1999 verabschiedet 
wurde und die Mitgliedstaaten somit 
zwölf Jahre Zeit zur Umsetzung hatten, 
gibt es noch 103 Millionen Legehennen 
(29%) in Käfighaltung. 

 Die Lösung des Problems ist alles ande-
re als einfach! Wenn sich die säumigen 
Mitgliedstaaten zur Umsetzung ent-
scheiden, werden ab Januar in der EU 
täglich 83 Millionen Eier zu wenig produ-
ziert. Durch die strikten EU-Vorgaben 
bezüglich Salmonellen dürfen Eier nur 
aus der Schweiz, Norwegen und Kroa-
tien importiert werden. Das Ergebnis 
wären nicht nur höhere Preise für den 
Verbraucher, sondern auch importierte 
Eier, die unter schlechteren Bedingun-
gen für die Tiere produziert wurden. 
Wenn jedoch aber die Umsetzung nicht 
erfolgt, ist die Käfigproduktion ab dem 1. 
Januar illegal und die Besitzer von Kä-
fighennen erlangen einen unfairen 
Marktvorteil. Außerdem werden die Le-
gehennen ab dem 1.Januar nicht plötz-
lich aufhören Eier zulegen, und deshalb 
stellt sich auch die Frage, was man mit 
den "illegal" produzierten Eiern anfängt. 
Der zuständige Kommissar, Dallí, arbei-
tet fieberhaft an einer Lösung für diese 
schwierige Situation und kündigte Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen die 
säumigen Mitgliedstaaten an. Dennoch 
will er aber eine Übergangslösung finden 
wie z. B. Eier aus Käfighaltung zu kenn-
zeichnen. Viel Zeit bleibt ihm leider nicht 
mehr. Wir SPD-Abgeordneten im Euro-
paparlament sind gegen jede Art der 
Aufweichung des EU-Rechts und gegen 
die Zulassung von illegal produzierten 
Eiern in der EU. Um aber eine Ver-
schwendung von Lebensmitteln zu ver-
meiden, unterstützen wir Lösungswege 
wie z. B. illegal produzierte Eier zu Ei-
pulver zu verarbeiten und für die Katast-
rophenhilfe zu verwenden.   IE 

 

Ich wollt' ich wär' 
(k)ein Huhn... 
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Afghanistan-Konferenz in Bonn im 
Zeichen erweiterter Partnerschaft 

Zehn Jahre nach der ersten Afghanistan-
Konferenz in Bonn leitete nun symbol-
trächtig Afghanistan selbst die Folgekon-
ferenz in Bonn am 5. Dezember. Dabei 
ging es den Teilnehmern aus über 85 
Ländern und 15 internationalen Organi-
sationen vor allem um eines: Wie kann 
Afghanistan selbstständig den Weg in 
eine stabile, demokratische Zukunft in 
Wohlstand beschreiten? Wie kann es die 
Sicherheit seiner Menschen nach 2014 
garantieren, wenn die internationalen 
Truppen und Sicherheitskräfte das Land 
verlassen haben werden? Immer wieder 
betonte die politische Führung Afghanis-
tans, wie wichtig ein Abzug für den Weg 
in die Eigenständigkeit sei. Dabei war 
allen von Anfang an klar – dies ist nicht 
machbar ohne weitere Hilfe der interna-
tionalen Staatengemeinschaft.  So einig-
ten sich alle Teilnehmer im Dezember 
auf einen Pakt zur Vertiefung und Erwei- 

terung ihrer historischen Partnerschaft. 
Afghanistan wird also auch in seiner 
"Umbauphase"  2015-2024 weiterhin 
international unterstützt.  

Europäische Union verpflichtet sich 
zu weiterem Engagement nach 2014 

Auch die EU, einer der größten Geber 
Afghanistans in Sachen Entwicklung und 
humanitäre Hilfe, hat sich zu weiterem 
Engagement nach 2014 verpflichtet. 
Keine Frage – was in Afghanistan bisher 
erreicht wurde, ist bei weitem nicht mit 
internationalen Standards vergleichbar. 
Das Land ist nach wie vor eines der 
ärmsten Länder der Welt. Bürgerkriege 
und die Herrschaft der Taliban, dann der 
internationale militärische Eingriff haben 
das Land weit zurück geworfen. Dies 
kann nicht innerhalb kürzester Zeit 
überwunden werden, wenn zudem kultu-
relle Bedingungen vor Ort respektiert 
werden müssen. Hier ist Ausdauer ge-
fragt und langfristiges  (Fortsetzung S. 4)

AFGHANISTAN nach 2014 nicht allein lassen!
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Grünbuch und Weißbuch 
 
Die von der Kommission veröffentlichten 
Grünbücher enthalten Denkanstöße zu 
spezifischen Themen und dienen als 
Grundlage für eine öffentliche oder wis-
senschaftliche Diskussion. Dabei richten 
sich die Grünbücher an externe Interes-
sengruppen, die zur Teilnahme an einem 
Konsultationsprozess aufgefordert wer-
den. Grünbücher sollen Lösungsansätze 
aufzeigen und diskutieren. 
 
Weißbücher knüpfen meist an die Vor-
schläge aus Grünbüchern an. Sie wer-
den ebenfalls von der Kommission ver-
fasst, fassen die abstrakten Vorschläge 
zusammen und zielen auf konkrete Ge-
setzesvorhaben ab.  

  

  Zur Info  >>>  

(Fortsetzung von S.3) Engagement not-
wendig.  

Dank europäischer Unterstützung 
wurde auch vieles erreicht 

Immerhin haben heute etwa 65% der 
Afghanen Zugang zur medizinischen 
Grundversorgung (2002 waren es nur 
9%). Die Trinkwasser- und Energiever-
sorgung konnten erheblich verbessert 
werden. Die Landwirtschaft ist produkti-
ver und bietet mehr Menschen Nah-
rungssicherheit. Mehr Kinder, insbeson-
dere Mädchen haben Zugang zum Bil-
dungssystem. Reformen im Polizeisek-
tor, in der öffentlichen Verwaltung, in der 
Justiz gehen voran. Catherine Ashton 
hat auf der Afghanistan-Konferenz ein-
mal mehr betont, dass zumindest das, 
was die EU bisher geleistet hat, auch 
nach 2014 garantiert werden kann.  

 Ostbayerns Anbindung an das europäische 
Schienenverkehrsnetz 
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Um die Probleme der ostbayerischen 
Infrastruktur zu diskutieren, hat Ismail 
Ertug am 31. Oktober zu einer Verkehrs-
konferenz mit dem Vorstandsvorsitzen-
den der Deutschen Bahn AG, Dr. Rüdi-
ger Grube, eingeladen. Komplettiert 
wurde das hochkarätige Podium von Dr. 
Matthias Ruete (Generaldiretion MOVE 
der Kommission), Klaus-Dieter Josel 
(Bevollmächtigter der DB für Bayern) 
sowie Dr. Jürgen Helmes (Hauptge-
schäftsführer der IHK Oberpfalz). Der 
Einladung sind über 120 Gäste gefolgt, 
darunter Abgeordnete, BürgermeisterIn-
nen, KommunalpolitikerInnen, Gewerk-
schafterInnen und BetriebsrätInnen.  
 
Vernachlässigter Schienenverkehr 
 
In seinem Einstiegsreferat betonte Ismail 
Ertug, dass der Ausbau der Schienen-
netze europaweit hinterherhinkt, obwohl 
die Bahn als umweltfreundliches Ver-
kehrsmittel für Personen und Güter gilt. 
Als Beispiele für die Folgen dieser Ver-
nachlässigung zählte er die fehlende 
Anbindung an den Flughafen München, 
den überfälligen Ausbau der Verbindun-
gen in die Tschechische Republik und 
die fehlende Elektrifizierung der Strecke 
Hof – Regensburg auf. Insgesamt müsse 
wieder mehr Verkehr von der Straße 
wegverlegt werden, wozu ein gut ausge-
bautes Schienennetz beitragen kann.  
 
Bahn lobt regionale Wirtschaftskraft 
 
Rüdiger Grube lobte in seinem launigen 
Referat die Wirtschaftskraft der Region 
und das Engagement von Ismail Ertug. 
Und ganz nebenbei erteilte Grube in 
seinem Referat auch dem Börsengang 
der Bahn eine Absage. Zwar sagte Gru-
be seine volle Unterstützung für die 
Infrastrukturprojekte in Ostbayern zu, 
verwies aber auf die Verantwortung der 
Politik bei der Planung und Umsetzung. 
Besonders Bundesverkehrsminister  

Ramsauer sei in der Pflicht, den Schie-
nenverkehr besser zu finanzieren. Bei 
der Anbindung Ostbayerns an den Flug-
hafen München – die auch in der Dis-
kussion immer wieder angesprochen 
wurde – verwies Grube auf die Verant-
wortung der Staatsregierung, sich end-
lich für eine Variante der Anbindung zu 
entscheiden.  
 
Elektrifizierung Strecke Hof – Re-
gensburg muss kommen 
 
Grube betonte, er stehe voll und ganz 
hinter Ertugs Forderung nach einer 
Elektrifizierung der Bahnstrecke Hof – 
Regensburg. Diese Strecke würde den 
Knotenpunkt Nürnberg spürbar entlasten 
und damit auch der Wirtschaft in der 
Region nutzen. Diese Strecke könnte 
auch Teil des TEN-Kernnetzes werden. 
Ismail Ertug hat dies bei der Europäi-
schen Kommission bereits angeregt.  
 
Ostbayern kann Qualität des Eisen-
bahnraums Europa erhöhen 
 
Am Ende der  gelungenen Veranstaltung 
bleibt festzuhalten, dass die Verbesse-
rung der Infrastruktur in Ostbayern nicht 
nur das Anliegen der Region selbst ist, 
sondern auch die Unterstützung der 
Deutschen Bahn genießt und der allge-
meinen Verbesserung der Qualität des 
europäischen Eisenbahnraumes dient. 
   IE 
 

(v. l.) Dr. Jürgen Helmes (Hauptgeschäftsführer der IHK Oberpfalz), Dr. Rüdiger Grube Vorstandsvor-
sitzender der Deutschen Bahn AG, MdEP Ismail Ertug 

Nun hängt die Zukunft der Menschen 
davon ab, ob die Staaten und auch Af-
ghanistan ihren Verpflichtungen nach-
kommen. Es hängt auch davon ab, ob 
Alternativen zur verheerenden Opium-
produktion langfristig erfolgversprechend 
sind und ob Nachbarländer wie Pakistan 
weiterhin konsequent den Terrorismus 
bekämpfen. Die Weltgemeinschaft, allen 
voran die EU, darf Afghanistan jetzt und 
nach 2014 nicht allein seinem Schicksal 
überlassen! Deshalb begrüßen wir den in 
Bonn erzielten Pakt zur weiteren Unter-
stützung des Landes von 2015 bis 2024 
und erwarten nun konkrete Ausführun-
gen, wie diese Selbstverpflichtungen 
umgesetzt werden.    WKD 
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Wolfgang Kreissl-Dörfler, MdEP* (WKD) 
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T.: +32 (0)228 47 110 
wolfgang.kreissl-doerfler@europarl.europa.eu 
Ansprechpartnerinnen: 
Nadja Pohlmann und Maria D’Amico 
 
Europabüro: 
Oberanger 38/IV 
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T.: 089 21 02 43 61 
F.: 089 21 02 43 61 
europa@kreissl-doerfler.de 
 

 

www.kreissl-doerfler.de 
Ansprechpartnerin: 
Britta Besan 
 
Bürozeiten: 
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Kerstin Westphal, MdEP* (KW) 

Europäisches Parlament 
T.: +32 (0)228 47 534 
kerstin.westphal@europarl.europa.eu 
Ansprechpartner: 
Dr. Clemens zur Hausen, Philipp Krieg 
 

Europabüro: 
Kornmarkt 17  Semmelstr. 46R 
97421 Schweinfurt 97070 Würzburg 
T.: 09721 715 716, 0931 45 25 31 28 
F.: 09721 474 0884 0931 45 25 31 29 
eder@kerstin-
westphal.de 
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Ismail Ertug, MdEP*(IE) 

Europäisches Parlament 
T.: +32 (0)228 47 547 
ismail.ertug@europarl.europa.eu 
AnsprechpartnerInnen: Luisa Gluck,  
und Fatih Aydogan 
 

Europabüro: 
Richard-Wagner-Str. 4 Nördl. Stadtgraben 9 

93055 Regensburg 94469 Deggendorf 
T.: 0941 29 79 98 73 0991 379 11 64 
F.: 0941 29 79 98 75 0991 379 11 63 
europabue-
ro@ertug.eu 

katja.reitmaier 
@ertug.eu 
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Unsere Besucher in Straßburg und Brüssel >>> 
Realschule Geretsried zu Besuch in Straß-
burg 
 
Auf Einladung von Wolfgang Kreissl-Dörfler 
unternahmen Schülerinnen und Schüler der 
Realschule Geretsried in Oberbayern vom 12. – 
14.12.2011 eine Studienfahrt zum Thema "Eu-
ropäische Politik und Kultur". Nach einer Stadt-
führung durch Straßburg war die Gruppe zu 
Besuch beim Europäischen Bürgerbeauftragten 
und beim Europarat. Höhepunkt der Reise war 
der Besuch des Europäischen Parlaments, bei 
dem die Teilnehmer auch Wolfgang Kreissl-
Dörfler trafen. Der Abgeordneten erzählte aus 
seinem Arbeitsalltag als Europaabgeordneter 
und beantwortete u. a. Fragen zu den Themen 
Schuldenkrise, Solidarität zwischen EU-
Mitgliedstaaten und Pendeln des Europäischen 
Parlaments zwischen Brüssel und Straßburg. 
Anschließend wohnten die Teilnehmer der 
Plenarsitzung bei und konnten dort eine wirt-
schaftspolitische Debatte sowie Abstimmungen 
live verfolgen.  
 

Die Oberpfälzer Besuchergruppe von 
Ismail Ertug 

Ismail Ertug lud interessierte Bürger im 
Oktober zu einer 3-tägigen Parlaments-
fahrt nach Brüssel ein. Beim Besuch des 
Europäischen Parlaments wurde diesen 
die Europäische Union sowie die Prob-
lematiken und Abläufe des politischen 
Alltags ausführlich erklärt. Außerdem 
standen für die Europareisenden ein 
Besuch der Ständigen Vertretung Bay-
erns, eine Stadtführung und ein Besuch 
des Magritte-Museums auf dem Pro-
gramm. Bei einem festlichen gemeinsa-
men Abendessen auf Einladung von 
Ismail Ertug konnten die Besucher Is-
mail Ertug in persönlichen Gesprächen 
ihre Fragen stellen und Themen gemein-
sam diskutieren. 


